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Stellung des Jahreseinkommens der FZR beitreten. Das gilt 
auch dann, wenn der Werktätige zu diesem Zeitpunkt oder 
bereits vorher im laufenden Kalenderjahr Geldleistungen der 
Sozialversicherung erhält bzw. erhielt.

Zu den §§ 8 und 11 der Verordnung:

§7
(1) Werktätige, die ihren Beitrag zur Sozialpflichtversiche­

rung als Jahresbeitrag leisten, entrichten auch den Beitrag 
zur FZR als Jahresbeitrag. Auf den Jahresbeitrag sind wie 
für die Beiträge zur Sozialpflichtversicherung Abschlagzah­
lungen zu leisten.

(2) Die Berechnung der Abschlagzahlungen erfolgt nach 
den gleichen Grundsätzen, die für die Sozialpflichtversiche­
rung gelten. Übersteigen die gezahlten Beiträge den sich nach 
erfolgter Abrechnung für das abgelaufene Kalenderjahr er­
gebenden Jahresbeitrag zur FZR, sind die zuviel gezahlten 
Beiträge mit den Beiträgen zur Sozialpflichtversicherung zu 
verrechnen bzw. zurückzüzahlen.

Zu § 8 Abs. 2 Buchst, а der Verordnung:
§ 8

Werktätige, die Beiträge für das tatsächliche Einkommen 
über 600 M monatlich bzw. 7 200 M jährlich zahlen, können 
diese Entscheidung durch schriftliche Erklärung zum Ende 
des laufenden Kalenderjahres ändern.

Zu § 8 Abs. 2 Buchst, b, § 9 und § 11 der Verordnung:

§9
Bestand nur für einen Teil des Kalendermönats bzw. Kalen­

derjahres Versicherungs- oder Beitragspflicht, verringert sich 
für Werktätige mit einem Einkommen über 1 200 M monatlich 
bzw. 14 400 M jährlich der Höchstbetrag des Einkommens, 
für das Beiträge zur FZR zu zahlen sind, nach den Grund­
sätzen der Sozialpflichtversicherung.

Zu § 10 der Verordnung:
§10

(1) Werktätigen mit Lohnnachweis, die der FZR beigetreten 
sind, ist der Beitrag des Betriebes zur FZR zusammen mit 
den Beiträgen zur Sozialpflichtversicherung auszuzahlen. 
Die Werktätigen mit Lohnnachweis sind für die richtige und 
termingerechte Abführung des eigenen Beitrages und des 
Beitrages des Betriebes verantwortlich.

(2) Ist von den Betrieben, sozialistischen Produktionsgenos­
senschaften und Kollegien der Rechtsanwälte die Einbehal­
tung der FZR-Beiträge der Werktätigen bzw. Mitglieder ganz 
oder teilweise unterblieben, gelten die für die Einziehung 
der Beiträge zur Sozialpflichtversicherung maßgebenden Be­
stimmungen.

Zu § 10 und § 11 Abs. 2 der Verordnung:

§11
Für die Festsetzung und den Einzug der Beiträge zur FZR 

gelten die abgabenrechtlichen Bestimmungen.

Zu den §§ 13 und 14 der Verordnung:
§12

Die bis zum 31. Dezember 1976 geleisteten Beitragszahlun­
gen zur FZR gelten für die Beitragsbefreiung als Beitrags­
zahlungen entsprechend dem tatsächlichen Einkommen.

Zu den §§ 13 bis 16 und § 20 Abs. 1 Buchst, а der Verordnung:
§13

(1) Als Zeit der Zugehörigkeit zur FZR gelten ab Beginn 
der Versicherung

a) alle Zeiten, in denen der Werktätige sozialpflichtver­
sichert war,

b) Dienstzeiten bei den bewaffneten Organen bzw. der 
Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, in denen
- keine Beiträge über 60 M monatlich nach den Ver­

sorgungsordnungen gezahlt wurden,
— Beiträge über 60 M monatlich nach den Versorgungs­

ordnungen gezahlt wurden ünd nach dem Ausschei­
den aus diesen Organen im Alter oder bei Invalidität 
kein Anspruch auf Rente nach den Bestimmungen, 
der jeweiligen Versorgungsordnung besteht',

c) Zeiten des Direktstudiums an einer Universität, Hoch­
ader Fachschule,

d) Zeiten des Besuches von Spezialschulen staatlicher Or­
gane, Parteischulen, Gewerkschaftsschulen und Schulen 
anderer demokratischer Organisationen in der Deut­
schen Demokratischen Republik, die eine Berufstätigkeit 
nicht zulassen,

e) Zeiten der unbezahlten Freistellung von der Arbeit nach 
dem Wochenurlaub gemäß § 246 des Arbeitsgesetzbuches 
der Deutschen Demokratischen Republik,

f) . Zeiten, in denen bei dienstlicher Entsendung von Ehe­
paaren in andere Staaten der Ehegatte des Delegierten 
keine berufliche Tätigkeit ausgeübt hat, 

soweit die Zugehörigkeit zur FZR nicht durch Austritt be­
endet wurde.

(2) Für ehemalige Angehörige der bewaffneten Organe 
bzw. der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Re­
publik, die im Alter oder bei Invalidität keinen Anspruch auf 
Rente nach den Bestimmungen der jeweiligen Versorgungs­
ordnung haben und der FZR beigetreten sind, gilt auch die 
vor dem Beitritt zur FZR liegende Zeit der Zugehörigkeit zu 
diesen Organen, ab der sie erstmals nach den Versorgungsord­
nungen über 60 M monatlich Beiträge entrichtet haben, als 
Zeit der Zugehörigkeit zur FZR.

Zu § 20 Abs. 1 Buchst, b der Verordnung:

§14
(1) Das monatliche Durchschnittseinkommen über 600 M 

wird errechnet aus der Summe des Gesamteinkommens, für 
das Beiträge zur FZR gezahlt wurden, dividiert durch die An­
zahl der Kalendermonate, in denen der Werktätige der FZR 
angehörte. Dabei sind Zeiten

a) der Arbeitsunfähigkeit infolge von Krankheit, Arbeits­
unfall oder Berufskrankheit,

b) der Durchführung einer prophylaktischen Kur bzw. 
einer Heil- oder Genesungskur der Sozialversicherung,

c) der Quarantäne,
d) der Freistellung von der Arbeit zur Pflege erkrankter 

Kinder bzw. zur Betreuung der Kinder wegen vorüber­
gehender Quarantäne für die Kindereinrichtung,

e) der Freistellung von der Arbeit zur notwendigen Be­
treuung der Kinder bei Erkrankung des Ehegatten,

f) des Schwangerschafts- und Wochenurlaubs,
g) des Bezuges einer Mütterunterstützung,
h) der unbezahlten Freistellung von der Arbeit gemäß § 246 

des Arbeitsgesetzbuches der Deutschen Demokratischen 
Republik, 4

i) der vereinbarten unbezahlten Freistellung von der Ar­
beit bis zur Dauer von 3 Wochen

abzusetzen, wenn keine Beitragspflicht zur Sozialversicherung 
bestand und bis zum Beginn dieser Zeiten oder im gleichen 
Kalenderjahr Beiträge zur FZR gezahlt wurden.

(2) Für die im § 21 der Verordnung genannten ehemaligen 
Angehörigen der bewaffneten Organe bzw. der Zollverwal­
tung der Deutschen Demokratischen Republik wird das 
monatlich 600 M übersteigende Einkommen, für das sie Bei­
träge nach den Versorgungsordnungen gezahlt haben, in die 
Summe des Gesamteinkommens einbezogen.


